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Zweites Itbonnement .
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Baden 3 fl. N ' kr . Die
Bestellungen sind für
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-Zeitun Man abonnier bei dem
nächstgclegenenPostam re
in Karlsruhe bei Malsch
und Bogel , von welchen
das Blatt auch im Buch -
Händlerweg ;n beziehen'

ist .
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Herausgegeben von den Abgeordneten

Vassermann , Baum , Vissing , Buhl , Gottschalk , v . Ähstein , Mathy , Llindeschwender , Sander , Welcher , Weller
und Anderen .

Redlgirt von Karl Stein . — Druck von Malsch und Vogel .

95ste öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .
( Schluß .)

Wcizel fährt fort .
Die Stellung aber , die die Gesetze und unser ganzer

Staatsorganismus dem Beamten zuwcisen , ist nicht von
der Art , daß sie sehr hoch ist , und man kann die Beamten
von keiner großen Höhe herabreißc ». Der Beamte selbst
ist es , der sich seine Stelle macht , und hat er sich seine
Stellung in seinem Amtsbezirk gegründet , dann gebe man
Gesetze , welche man will , einen Mann , der sich das Ver¬
trauen zu erwerben weiß , wild und kann man nicht her -
unterrcißcn . ( Nindcschwendcr : Wir wollen ihn sa
hinaufziehcn ! ) Er wird die Achtung und das Ver '. rauen ,
das er hat , behalten , und Sie werken es ihm nimmer¬
mehr zu nehmen vermögen . Man wird mir glauben , daß
ich mick im Lande schon umgeschcn habe , und ich kann
versichern , daß cs viele solcher Beamten gibt , und der
Krieg , den man gegen sie fühlt , wirkt gerade dagegen ,
diesen Männern das Vertrauen zu entziehen , das eine
redliche und dienstbeflissene Amtsführung erworben hat .
Man kann in der Thal und im Ernst nicht wollen , daß
die Gesetze selbst beschimpft werden , denn dies geschieht ,
wenn man den Träger derselben gewissermaßen unter sie
herabstellt . Man hat gesagt , man müsse den Hochmuth
der Beamten zügeln . Wenn Sic einen solchen an einem
Einzelnen bemerkt haben , so betrachten sie cö als mensch¬
liche Schwäche , und lächeln Sie über den Mann , der so
Etwas zur Schau trägt , und der regieren will , wenn er
nicht mehr im Amtszimmer ist . 2 » der Fassung der ersten
Kammer liegt durchaus kein Privilegium für den Beamten
als Menschen , sondern nur als Träger dcö Gesetzes , und
als solcher muß er das Privilegium nothwcnbig haben ,
wenn man nicht die Grundlagen des Staats untergraben ,
und den Anfang zur Durchwühlung des , Gott fei Dank ,
noch ruhig stehenden StaatSgebäudeS machen will . Wenn

man , wie ja geschehen , wirklich zngibt , daß die öffentliche
Amtsehre eines besondcrn Schutzes bedürfe , was auch in
der Thal der Fall ist , so muß man auch zugebcn , daß der
Satz , wie ihn die erste Kammer vorgeschlagcn hat , durch¬
aus konsequent ist . — Der Redner führt hierauf aus , wie
doch wohl Einer , der einen Beamten auf öffentlichem
Markte mit der Erklärung durchprügelte , cs geschehe dcß -
halb , weil er einen Prozeß verloren habe , ebenso hart ge¬
straft werden müsse , als wen » er dieß in der Amtsstube
gcthan hätte , und erzählt ein Beispiel , welches wohl der
ersten Kammer zu der getroffenen Bestimmung Veranlassung
gegeben haben möge , wo ein hochachtbarer Beamter , welcher
wegen einer Wilvschadensklagc ein Erekntionsdckret gegen
einen adeligen Herrn habe erlassen müssen , von dem Be¬
klagten in öffentlicher Gesellschaft speziell deßhalb injurirt
worden sei.

Der Bemerkung des Abg . Rettig , daß sich der Beamte
nicht , wie ein anderer Mann , vor Beleidigungen hüten
könne , pflichtet er ganz bei , und hält die Beibehaltung
deS Ausdrucks „ öffentliche Behörden " für nothwcndig .
Was man von Krcirung eines bureaukratischen Systems ,
einer Beamtenherrschaft oder einem Vergötterungsartikel
sage , findet er wahrhaft lächerlich und will sich nicht weier
darüber auöiprechen .

Trcfurt findet in dem ganzen heutigen Kampfe die
offenbare Tendenz , die Kraft der Staatsgewalt brechen zu
wollen ; denn nur deßhalb ereifere man sich so gegen die
Zusätze der ersten Kammer , welche nur darauf berechnet
seien , daß , abgesehen von der Ehre oder Unehre des ein¬
zelnen Beamten , das Ansehen des Dienstes und die Kraft
der Staatsgewalt gegen böswillige Untergrabung geschützt
werde . Da aber der Staat eine solche Herabwürdigung ,
wenn auch der einzelne Beamte gleichgültig derüber weg¬
sehen könnte , nicht gleichgültig betrachten dürfe , so sei
nothwendig , daß der Staatsanwalt ein Klagrecht habe ,
welches sich auch darauf anSdehnen müsse , wenn eine
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Behörde durch öffentliche Reden oder Schriften herabge¬

würdigt werde , damit nicht eine Controverse darüber ent¬

stehen könne , ob , wenn eine solche Behörde insultirt sei ,

auch wirklich die einzelnen Mitglieder derselben zu einer

Klage berechtigt seien .
Nach Benversung sämmtlichcr entgegenstehcnder Anträge

wird der Paragraph nach der vorgeschlagenen Fassung der

Commission angenommen .

Schluß der Sitzung .

90ste öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .

Karlsruhe , den 26 . Juni 1844 . Unter dem Vorsitze

des Vicepräsidenten Bader . Auf der Regicrungöbank :

Staalöraih Jollp , Ministerialrath v . Jage mann .

Der Abg . Len ; übergibt seinen Bericht über das Bud¬

get des Esscnbalmbetricbs und der Postverwaltuna .

Die Abg . Dl a n ken h o rn - Kra sft und D ahmen

erhalten einen Urlaub von 8 Tagen .

Fortsetzung der Diskussion über das
Strafgesetz .

Welckcr verlangt , daß man in einem der Paragraphen

eine Bestimmung aufnchme , welche ansdrücke , in wiefern

die Abwesenheit des aiiimus injurianili ( Absicht zu belei¬

digen ) , eine Tbat straflos macht , und wird , in Folge einer

Bemerkung dcö Präsidenten , sein Bedenken in der Com¬

mission vortragen .

„8 . 269 . ( Ehrcnkränkungcn 2 . Bon öffentli¬

chen Dienern im Dienste verübt .) Eine gleiche

Erhöhung kann statifinden , wenn öffentliche Diener , bei

Ausübung ibres Dienstes sichsfilbst einer Ehrcnkränkung

schuldig machen . "

Bissin a findet , daß die Reciprvcität , welche dieser

Paragraph im Gegensätze deS vorhergehenden enthalte ,

durch den § . 9 des Einsührungsedikts aufgehoben werde ;

cS beiße nämlich darin , daß wegen AmlSverbrechen gegen

öffentliche Diener eine gerichtliche Untersuchung nur auf

Antrag oder mit Ermächtigung der durch Regierungsver¬

ordnungen zu bcstiniinenden Dienstbehörden ltatifinde . Hier¬

nach könnte also nicht allein der ganze § . 269 illusorisch

gemacht , sondern auch jede Verantwortlichkeit der öffent¬

lichen Diener aufgehoben werden , indem bloS die Vorge¬

setzte Behörde die Ermächtigung zu versagen Hab '
, daß der

Beamte gerichtlich belangt werden könne . Die Kammer

werde sich wohl noch des Falles erinnern , der durch eine

Petition von Rastatt auf dem vorigen Landtage zur

Sprache gekommen sei , wo ein Beamter bei Ausübung

seines Dienstes sich starke Injurien erlaubt habe , aber

gleichwohl von seiner Höhen ? Dienstbehörde eine Unter¬

suchung gegen ihn nicht gestattet worden sei . Er ( der
Redner ) wolle nun der Kammer überlassen , ob schon bei

diesem Paragraphen oder später bei Berathung des Ein -

führuugsediktS auf den erwähnten Punkt Rücksicht genom¬
men werden solle .

Auf eine Bemerkung deS Abg . Bekk wird der Gegen¬
stand bis zur Berathung deS Einführungsedikts verschoben .

Baum stellt folgende Anträge : 1 ) an die Stelle „ kann

staitfinden " zu setzen : „ findet statt, " um damit die Aus¬

legung abzuschnciden , als liege es in der Willkür deS

Richters ; 2 ) nach den Worten : „ bei Ausübung ihres
Dienstes " hinzuzusetzcn : „ und in Beziehung ans ihren

Dienst, " im Interesse der Rechtsgleichheit , um andrerseits
auch den Bürger , gegenüber einer Kränkung des Richters

zu schützen, und 3 ) eine Bestimmung aufzunchmen , wo¬

nach auck eine Ehrenkränkungöklage gegen öffentliche Be¬

hörden geführt werden könne .
Hecker , Knapp und Wclcker unterstützen die An¬

träge , indem sie eine Rechtsungleichhcit in dem Gesetze
finden , welches ausspreche , daß der Gekränkte erst bei der ober¬

sten Behörde um die Erlaubniß zur Klage nachsuchcn müsse.
Bekk erklärt sich gleichfalls für den ersten Antrag , kann

aber dem zweiten nicht beipflichten , weil hier Beamter und

Privatmann nicht leicht zu trennen sei , — und eben so

wenig dem dritten .
Welckcr bedauert insbesondere , daß man gestern eine

Bestimmung ausgenommen habe , welche der Achtung und

Liebe zu den Beamten nur schaden könne , indem sie noth -

wendig zu dem Glauben führen müsse , man wolle durch

daS Gesetz dahin wirken , daß der Bürger auf jede mög¬
liche Weise geknutet und gepackt werden solle , wenn er

sich nur irgend mißliebig gegen den Beamten äußere , und

hält cs für daS Beste , zur Compcnsation den deßfallsi -

gen PassuS im vorhergehenden Paragraphen wieder zu

streichen .
Trefurt ( Berichterstatter ) verweist das Bedenken deS

Abg . Vissing gleichfalls in die Diskussion über das Ein¬

führungsedikt , und gibt einstweilen als Grund dieser Be¬

stimmung die Noihwendigkeit des Schutzes für den Richter

an , damit dieser nicht muthwillig , vielleicht nur wegen er¬

füllter Pflicht , belangt werden könne . In Bezug auf den

zweiten Antrag vermag er nicht herauszufinden , wie der

Richter und die Privatperson hier zu trennen wäre , und

glaubt rücksichtlich dcö letztern Antrags , der Hr . Antrag¬

steller habe den Boden der Jurisprudenz dabei verlassen ,
indem eS ein alter RechtSsatz sei , daß keine moralische



951

Person beleidigen, wohl aber beleidigt werden könne , wie
z . B . die höchste juristische Person , der Staat .

Bei der Abstimmung wird der Antrag 1 zur Deseiti-
tigung deS Einwandcö an die Commission gewiesen , Nr. 2
mft Vorbehalt der Redaktion angenommen , der letzte da¬
gegen verworfen .

„ § . 269a. (3 ) Gegen auswärtige Regenten k . )
Die Vorschrift des §. 268 findet ebenfalls Anwendung bei
Beleidigungen gegen auswärtige Regenten ( oder
deren Familienglieder ) so wie bei Beleidigungen ge¬
gen die an dein Großherzoglichen Hofe oder bei der
deutschen Bundesversammlung beglaubigten Ge-
sandten . "

Hiezu bemerkt Hecker : Ich denke mir hier den Fall,
daß irgend ein Skeptiker sagt , der Kaiser von Marocco
sei ein recht einfältiger Kerl , oder der Präsident der Re¬
publik San-Marino habe auch nicht den Verstand mit Löf-
feln genossen ; nun wird brvvi manu auf Ermächtigung des
Justizministeriums, nach einem weitern Artikel, eine Unter¬
suchung eingeleitet , und wahrscheinlich auch die Strafe
erkannt , denn es ist keine Ausnahme gemacht , welche Re¬
genten hierunter gemeint seien , welche man in der Oef-
fentlichkeit mit diesem oder jenem Prädikat belegen darf.
Ich sage aber , dieser Artikel hat eine doppelte Tendenz,
Erstens die Tendenz , jede Äußerung in öffenlichcn Blättern
über ein ausländisches Staatsoberhaupt lediglich zu unter¬
drücken . mit andern Worten , er übt eine Zwangsjacke ,
welche man der Journalistik anlegen will . Zum andern
aber habe ich gegen irgend einen ausländischen Regenten
gar keine weitere Verpflichtung , als gegen andere Aus¬
länder auch . Was geht mich der Kaiser von Marocco
oder die afrikanische schwarze oder weiße Majestät in die¬
sem oder jenem Lande an , welche Verpflichtung habe ich ,
mich gegen sie mehr in Acht zu nehme» , als gegen den
besten wackersten Bürger ? Ich werde wegen einer Aeuße-
rung gegen einen blutigen Despoten , wie Don Miguel,
mit dem Doppelten der Strafe belegt , welche mich wegen
Beschimpfung des besten Bürgers treffen würde . Dieß
widerspricht allen Vernunft - und staatsrechtlichen Grund¬
sätzen . Der Satz hat aber auch noch eine andere gefähr¬
liche Seite . Es heißt nämlich in dem Paragraphen : „ Die
Vorschrift des § . 268 findet ebenfalls Anwendung bei Be¬
leidigungen gegen auswärtige Regenten , oder deren Fa-
milienglieder . Hierunter gehören aber auch die in mor¬
ganatischer Ehe erzeugten Kinder , denn diese gehören auch
in die Familie , und ich werde also , wenn ich mich über
einen Angehörigen in dem entferntesten Gebiete einer fürst¬
lichen Generation im Auslände ausspreche, härter bestraft,

wie wenn ich mich ausspreche über einen inländischen Bür¬
ger. Es ist in dem Paragraphen 281 dadurch genug ge¬
schehen , daß man ihnen das gleiche Recht cinräumt , wie
jedem andern Bürger . Ich bin für den Strich des Pa¬
ragraphen.

Staatsrath Jolly entgegnet , daß eine derartige Klag-
crhebung nur auf Ermächtigung des Justizmininisteriums
geschehen könne , welches in den eben angegebenen Fällen
wohl keine Ermächtigung geben werde ; jedenfalls liege
aber in dem Beschwerderecht des ungeeignet vor Gericht
Gezogenen eine hinlängliche Garantie gegen den Miß¬
brauch der Bestimmung . Diese beruhe indeffen auf cincm
StaatSintercsse und er (der Redner ) würde cs für eitlen
Muthwillen halten , wenn durch Zulassung von Beleidi¬
gungen gegen auswärtige Regenten , mit welchen man in
freundlichem Verhältniß stehe , dieses von Einzelnen ge¬
fährdet werden wollte.

Schaaff . Ich hätte gedacht , daß man über diesen
Paragraphen ohne Diskussion hinwcggehen würde , denn
er ist wahrhaftig so unschuldig , wie nur einer sein kann.
(R i n d e s ch w e n d c r : Es gehört nichts Unschuldiges hier¬
her ! ) Es find allerdings Bestimmungen in dem Straf¬
gesetze , welche Aufmerksamkeit fordern , und worin vielleicht
etwas Gefährliches liegen kann ; daß man sich da wehrt
und Alles aufbictet , um einen'

solchen Paragraphen zu ent¬
fernen , oder ihm eine andere Form zu geben , ist am Ende
begreiflich , allein ich sehe nicht ein , warum man sich gegen
diesen Paragraphen erheben soll , mag man eine politische
Ansicht haben , welche man will . Ich glaube nicht Unrecht
zu haben , wenn ich die Bestimmung als eine Art Courtoisie ,
als ein Zeichen der Freundnachbarlichkeit betrachte , und
dann , meine Herren , müssen Sie doch immer im Auge
haben , daß am Ende das Gesetz der höchsten Sanktion be¬
darf , und wenn sie daran denken , so werden Sie eS am
Ende auch begreiflich finden , daß ein solcher Artikel in
unserem Gesetze ist . Ich glaubte den Abg . Hecker miß¬
verstanden zu haben , wenn ich annehmen wollte , erhübe
gesagt , unser Strafgesetz ist nur für badische Staatsbürger,
was kümmert uns ein auswärtiger Regent ; wer den be¬
leidigt , fällt nicht unter die Bestimmungen unseres Straf¬
gesetzes . Dieß kann er nicht gemeint haben . (Hecker :
Dieß habe ich auch nicht gemeint !) Dann kann er am Ende
auch gestatten , daß cs möglich gemacht werde , die ordent¬
liche Strafe im einzelnen Falle um die Hälfte zu erhöhen .
Ich erkläre mich für Beibehaltung des Artikels .

Knapp . Wenn sich Jemand eine Ehrenkränkung oder
sonst Etwas zu Schulden komme » läßt , so muß Derjenige,
der sich beleidigt glaubt , das Recht haben , zu klagen, allein



daß sich die Regierung verpflichtet , den Kläger für einen
Andern zu machen , der sich nicht einmal gekränkt glaubt ,
halte ich als der Gesetzgebung und dem Ansehen der Re¬
gierung widersprechend . Ueberlassen wir eS den auswärti¬
gen Regenten und ihren Familiengliedern , wenn sie sich ge¬
kränkt glauben , die Klage bei unfern Gerichten geltend zu
machen . Ich halte darum den ganzen Satz für überflüssig ,
und stimme für dessen Strich .

Bassermann : Der Herr Staatsrath Jolly hat uns
wegen dieses Paragraphen keinen andern Tiost gegeben ,
als den , daß er sagt , das Justizministerium wird einen
mäßigen Gebrauch davon machen . Also blos im Bcrtrauen
aus das Justizministerium sollen wir diesen Paragraphen
annehmen , nicht im Vertrauen auf den Inhalt Wenn
ich nun auch auf das gegenwärtige Justizministerium dieses
Vertrauen habe , so glaube ich doch , wenn wir ein Ge¬
setzbuch machen , so müssen wir nicht auf Personen sehen ,
denn diese können auch wechseln .

Es hat uns der Abg . Schaaff dieses Gesetz erklärt als
eine Courtoisie , welche wir ausüben , gegen auswärtige
Fürsten ! aber ich glaube , wenn wir ein Strafgesetzbuch
machen , wollen wir keine Courtoisie , sondern Gerechtig¬
keit üben , und ich halte eö für ungerecht , wenn ich wegen
einer Aeußerung gegen einen auswärtigen Mann , ob er
nun König oder Unterthan sei , gestraft werde , ohne daß
der Beleidigte es verlangt . Also auS diesen zwei Ver -
thcidigungsgründeu allein schon müßte ich gegen den Pa¬
ragraph stimmen ; allein cs ist noch ein anderer Grund
vorhanden , meine Herren , warum man diesen Paragraph
streichen muß . Wir haben gestern viele Deduktionen ge¬
hört , was Einem zu sprechen erlaubt ist , oder nicht ; cS
ist ein Deisvicl von einer Aeußerung angeführt worden ,
wovon der Eine glaubte , es sei ein Nitheil , der Andere
aber , cs sei eine Injurie . Nun was soll erst der Bürger
Abends im Wirkhshaus , wo er sich lebhaft auSspricht , für
Neflcrioucn anstelle » in den Ausdrücken über Potentaten ,
über Nachrichten , welche über sie in Zeitungen stehen .
Man hat bisher immer den Deutschen nachgcrcdct , daß
sie von der Heber reden , mau hat vielleicht in der Ucbcr -
trcibung gesagt , sie rewn frank und frei heraus , wie sie
denken . Nun , dies Bischen , das vielleicht davon noch
übrig ist, dürfen wir nicht unterdrücken ; dadurch verderben
wir die freie deutsche Sprache . Bisher lag diese Bestim¬
mung nicht im Entwürfe , die Negierung hat sie nicht ge¬
wollt , die erste Kammer hat sie hiueingcflickl und ich glaube ,
wir sollten sie wieder herausstreichen .

Welcker : Ich theile auch nicht die Meinung des Abg .
Schaaff , daß auS bloser Courtoisie eine solche Bestim¬

mung in das Gesetzbuch kommen soll ; nein , meine Herren
die Gesetzgebung soll ein Ausdruck der öffentlichen Sprache
sein und gegen die Gerechtigkeit und gegen die Humani¬
tät achtungsvolle Gesinnungen haben . Ich kann Ihnen
aber ganz offenherzig sagen , bei der ganz kleinen Ehre ,
an dei Berathunz dieses Gesetzes Theil genommen zu
haben , geht mir jedes Mal ein Schnitt durch das Herz ,
wenn ich Vorschläge sehe , welche eine so unnatürliche
Unterdrückung des Volkes bezwecken , wie ich diese Be¬
stimmung dafür anerkenne . Man wird später den Stand¬
punkt der badischen Bildung , den Standpunkt der Negie¬
rung und deö Volkes darnach würdigen , welche Prinzipien
wir anerkannt haben bei diesem Gesetze , und jedes Prin¬
zip will ich daraus entfernt wissen , das sich nicht für die
Ehre der badischen Negierung gebührt , denn sie bestimmt
offenbar im Gefühl ihrer Kleinheit , Beschränktheit
Etwas , was ein freies Volk in seinem ganzen heben nicht
bestimmt hak .

Es ist Grundsatz eines freien Staates , daß sich eine Re¬
gierung nicht zum Häscher macht gegen Denjenigen , der ir¬
gend einen Andern beleidigt . Als Napoleon sich bei der
englischen Regierung über Mißhandlung in den englischen
Blättern beklagte , verwies man ihn auf den allgemeinen
Weg des Rechls und des Gesetzes , vor die Gerichte . Aber
Sie macken sich schon zum Voraus zum Diener der fremden
Macht . Ich halte diesen Grundsatz aber auch für einen sehr
gefährlichen . So kleine Staaten müssen allerdings vorsich¬
tig sein ; aber sic sind nur dadurch recht vorsichtig , daß sic
sich eines Theils gegen fremde Eluaten keine unwürdigen
Angriffe erlaube » , anderulheilS aber auch dadurch , daß sie
den andern Staaten durchaus keine Gelegenheit geben , sich
in ihre Angelegenheiten cinzumischen . Wenn aber daö Jn -
stizininisterium die Ermächtigung geben kann , und cö fällt
einer andern Negierung ein , zu sagen , cS hat mich ein
Schriftsteller feindselig behandelt und beschimpft , und das
Jnstizniinistcrium gibt die Ermächtigung zur Klage wegen
einer Aeußerung , welche ein Privalmann ganz unschuldiger
Weise innerhalb deö badischen Staats auSspricht , so com -
promiltirt dieses auf einmal die Negierung . Es ist aber
auch in anderer Beziehung die Sache nicht so ganz gleich¬
gültig . So lange die Welt steht, liabc » die Bürger sich über
RegierungShandlunge » frei und stark geäußert , und wenn
die Achtung gegen den eigenen Thron und gegen die eigene
Majestät , unterstützt von dem Strafgesetze die Rede be¬
schränkt bat , so hat man sich wenigstens das kleine Vergnü¬
gen gelassen , Theil zu nehmen an den Welthändeln . Da
Uc6t man französische und englische Zeitungen , welche sehr
derb von dem Kaiser von Rußland und über dessen Anwe -
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senheit in England sprechen . Nun davon sprechen die guten
Leute und bringen nur halb so starke Aenßerungen auf die

Lippen , wie vielleicht Einer von den Rednern , welche vor

Hunderltausendcn sprechen . Soll man denn das Volk so
ducken und drücken , und jeden Augenblick wie auf Dornen

stehen lassen ? Man sieht ja jetzt schon, wenn man in unsere
badischen Gesellschaften kommt , den Leuten die Aengstlichkcit
aus den Gesichtern an , cs könne ein freies Work gesprochen
werden ; ( Hecker : Ganz wahr !) ja cs fängt ein großer
Tbcil der Bürger an , eine solche geduckie Gestalt zu bekom¬

men , daß sie nicht mehr aufrecht stehen . Dies wollen wir

hindern . Ich verheimliche mir auch gar nicht die Quelle ,
woher dieser Artikel kommt . Es sind nämlich die Gesandten
gewöhnlich Herren von Adel , und man will also diese ade¬

ligen Herren so vorzugsweise beschützen , daß man wegen
ihnen widerfahrenen Beleidigungen ex officio von dem

Justizministerium cinschreiten muß . Dieses gefällt mir auch
nicht . Ich will mich nicht darauf cinlassen , daß unter der
Bestimmung dcS Paragraphen auch die Familienglieder be¬

griffen sind, allein daß gerade in Beziehung auf die AmtS -

übung der Gesandten , der Minister oder der Fürsten die

Acußerungen doppelt strafbar sein sollen , halte ich für un¬
passend . Meine Herrn , wenn ich Etwas höher bestraft
wissen möchte , so wäre cs daS , daß man diese Fürsten bis
in ihr Privatleben mit Schmähungen verfolgt . Sie in ihrem
Privatleben anzugrcifen und sich solche kleine Anekdoten

zu erzählen , das ist nicht der würdige politische Sinn ; aber
die Regentenhandlungen als RegierungShaudlnngen sind
Gegenstand des öffentlichen UrtheilS , und wenn ich nicht
einmal mehr die Regentcnhandlungcn bcurthcilcn soll, wenn
namentlich in unserm deutschen Lande jede öffentliche Mei¬

nung unterdrückt und jede Aenßerung als MajestätSbclei -

digung angesehen werden soll , ja wenn nicht einmal ein
öffentliches Urthcil über die Verkehrtheiten von Nackbar¬
staaten ausgesprochen werden soll , dann , meine Herrn ,
sind wir in eine Art von Verbindlickkeit cingcgangen , welche
uns einst sehr fühlbar sein wird . Darum will ich auch die

Bundcstagsgesandten und alle übrigen Gesandten nicht

wegen ihres Privatlebens , denn dieses geht mich nichts an ,
sondern wegen ihrer öffentlichen Handlungen tadeln dürfen ,
und darum will ich nicht eine solche Bestimmung . — Ich
habe zuletzt noch darauf Hinweisen wollen , wie gefährlich
eine solche Bestimmung auch in anderer Beziehung ist . Wir
haben gesehen in Ländern , die unS weiß Gott nicht fern
liegen , daß man Geschichten aufsucht , und wenn cs nur
eine Siebenzehnkreuzerbcstechung ist , um Einen zu fassen . Nun
drückt sich Einer über einen Minister stark auS , man darf
sich dieses nur bestimmt beweisen lassen , und man kann

ihn reckt tüchtig packen . Aus allen diesen Gründen halte ich
die Bestimmung wirklich im Grundsätze nicht würdig , in
einem Gesetzbnche zu stehen .

Weller . Ich halte diesen Zusatz § . 269 a . sowohl sei¬
ner Redaktion als seinem Inhalte nach für einen der scklech -
testen Zusätze , welche aus der andern Kammer hcrübergc -
kommcn sind ; er ist so schlecht , wie der , den wir erst gestern
-aus dem Gesetze gestrichen haben . Der 8 - 269 a sagt :

„ Die Vorschrift deö 8 . 268 findet ebenfalls Anwendung
bei Beleidigungen gegen auswärtige Regenten , oder de¬
ren Familicngliedcr , so wie bei Beleidigungen gegen die
an dem Großh . Hofe oder bei der deutschen Bundesver¬

sammlung beglaubigten Gesandten
der § . 268 spricht von Dienern , welche im Dienste belei¬

digt werten . Nun bin ich bei dieser Redaktion wir klick)
zweifelhaft , ob denn die erste Kammer will , daß die Inju¬
rien gegen auswärtige Regenten nur dann gnalisieirt be¬

straft werden sollen , wenn eine R eg ier n n g sbandlnng
der auswärtigen Regenten besprochen wird , wie der Abg .
Welcker interprctirt hak , denn cS scheint mir der Paragraph
sagen zu sollen : Wenn überhaupt ein Unheil über eine

Handlung eines auswärtigen Regenten gefällt wird , und

es .enthält eine Injurie , dann soll sie um die Halste höher

gestraft werden . Die Fassung des Artikels ist darum eine

höchst unglückliche . Was ist aber sein Inhalt ? Dieser ist ans
beiden Seiten lächerlich ; auf der einen Seite , wenn man

ihn ans die Regenten von China oder Afrika anwenden null ,
ist er lächerlich , und auf der andern Seite , wenn man ihn

aus den Kaiser von Ocstreich und den König von Preußen
anwcnden will , ist er auch lächerlich , denn diese werden sich
bedanken , in unserem Lande wie Unteroffiziere und Polizei -

diencr behandelt zu werden . Der Artikel ist also auch keine

Courioisie , und er ist deshalb überflüssig , er ist lächerlich ,
er ist einfältig , und darum streichen Sie ihn !

Jung hau ns setzt auseinander , wie der Paragraph

nur davon handle , daß die Klage erhoben werden könne ,
nickt müsse , — in Fällen also , wo ein auswärtiger Fürst

beleidigt werde , welcher mit der badischen Regierung in

durchaus keinem Verhältniß stehe , werde auf keine erhöhte

Strafe erkannt werden , und nur wenn von einer Beleidi¬

gung gegen eine unS ganz nahe stehende Person , von einem

mächtigen Fürsten , der mit Deutschland und unserm eigenen
Vaterlande in Verbindung stehe , die Rede sei , werde dieS

geschehen ; — wenn cs auch nicht in dem strengen Reckte

gegründet sei . so liege cs doch in der Politik , weil wir sonst

möglicherweise unser Vaterland einer Gefahr auSsetzen könn¬

ten , da wir nicht dem fremden Regenten , der verletzt sei ,
eine Armee entgegen stellen könnten , welche uns schützt, wenn
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er Maßregeln ergreifen wolle , welche dem Ganzen nachthei -

lig wären . ( R i n d e sch w e n d e r : Um Gotteswillcn !)
W e i z e l glaubt , es verstehe sich von selbst, daß nur dann

eine Untersuchung einzulciten sei , wenn von Seilender aus¬

wärtigen Macht Einschrcitung verlangt werde .

Staaisrath Iollp kann der lctztgeäußertcn Ansicht des

Redners vor ihm nicht beipfiichten , weil es unter Umstän¬

den ein unersetzlicher Fehler wäre , darauf zu warten , und

das Zuvorkommcn gerade wahrhaft im Interesse dcS Staats

sein werde .
Rindeschwendcr : Manche ernsthaft scheinende Sache

kann am Ende nicht besser widerlegt werden , als wenn

man sie in das Lächerliche zieht , und ich nehme es keinem

Menschen übel , wenn er diesen Paragraphen lächerlich findet .
Als wir den Art . 268 diökutirtcn und annahmen , so haben
wir von der andern Seite bei der Vcrtheidigung desselben

gehört , daß der Grund darin liege , weil man fürchte, -

die Amtsehre und das Ansehen des Amtes gehe zu Grunde

durch die Möglichkeit solcher Beleidigungen . Wir haben

also bestimmt , Injurien gegen Beamte im Amtsdienste

sei eine Art von lebensgefährlicher Injurie . Jetzt will

man diesen Artikel anwenden auf Majestäten und ihre

Repräsentanten . Meine Herren , ich bitte Sie um Gotres

Willen , glauben Sie denn , daß die Injurien gegen Ma¬

jestäten auch lebensgefährliche Injurien sind , daß diese

Majestäten zu Grunde gehen werden , wenn ein Taglöhner
oder Dieser oder Jener sagt : Dieser hat einen dummen

Stolz . Ich glaube , Sie erweisen diesen Majestäten keinen

großen Dienst -, wenn Sie so herunter reduciren , daß Sie

annchmen , eö sei bei diesen Männern das Rechtsgefühl
unter dem eines bürgerlichen Mannes von Ehre . Ich bin

von ihren Grundsätzen überzeugt , daß sie sich über eine

Beleidigung oder unziemliche Aeußerung eines Dritten hin - .

wegsetzcn und sagen , der Mensch kann mich nichl beleidi¬

gen . Ich erinnere an Körner , welcher in Zrinp den

Kaiser Soliinan sagen läßt , was kümmcrts den

Mond , wenn ihn ein Hund anbcllt . Ich glaube an¬

nehmen zu dürfen , daß gerade eine auswärtige Majestät
meint : wenn der £ über mich etwas sagt , soll mich die¬

ses incommodiren , und will ich vertreten sein durch das

Justizministerium in Baden ? Meine Herren , dies geht

wirklich ins Lächerliche — eö ist der gleiche Grund gar

nichl vorhanden , warum Sie diesen Straszusatz machen

wollen . Im § . 268 haben Sie einen Grund angeführt ,
weil das Ansehen , die Ehre , die Wirksamkeit und Kraft

eines Beamten gelähmt werde , aber Sie können doch wahr¬

haft dieses nicht anwenden wollen auf auswärtige Maje¬

stäten . Das Justizministerium verlangt im Namen des

Beamten Genugthuung , weil eö das Amt schützen will ,
dessen Autorität darunter leiden könnte , wenn der Beamte
aus irgend einem Grunde , vielleicht gar , weil er weiß ,
daß die Aeußerungen über ihn keine unverdienten sind —

es unterläßt , mit einer Jnjurienklage aufzutreten —

und Sie wollen die auswärtigen Majestäten unter gleiche
Vormundschaft des Justizministeriums stellen ? — und was

gewinnen Sie dabei , waö ist denn dieß für eine Salis -

faction , wenn Sie eine gewöhnliche Derbheit mit einer

härter » Strafe belegen ? Ich weiß nicht , ob man diesen
Gegenstand anders als mit Lächerlichkeit benennen kann .

Dann , meine Herren , haben wir nicht einmal die

Rechtsgleichheit beobachtet . In dem Art . 269 haben wir ,
um Rechtsgleichheit herzustcllen , beschlossen , daß auch diese
Staatsdiener der Zusatz der Strafe treffe , wenn sie sich
in ihrem Dienste als Staatsdiener etwas derartiges er¬
lauben . Da müßten sie auch ohne weiteres , gegen die

Majestät eine solche Strafe wenigstens in Contumaciam
erkennen dürfen . Dieses geht ganzüber das Gebiet der

Vernunft und Jurisprudenz hinaus .
Ministcrialrath v . Jagemann deduzirt aus dem Um¬

stande , daß ein Regentenhaus die höchste Persönlichkeit
des Staates ist , den ganz nahe liegenden Grund , daß auf
eine persönliche Beleidigung gegen sie , auch ein verhält -

nißmäßiger Strakzusatz erkannt werden dürfe ; wenn sie
sich auch für ihre Person darüber wegsetzen könnte , so sei
dieß in Bezug auf den Eindruck , welchen solche unge¬
strafte Beleidigungen auf ihre Untergebenen machen müß¬
ten , nicht thunlich . Wegen geringfügiger Vorfälle werde
der Staatsanwalt nicht einmal bei befreundeten Regenten
Anklage erheben , daß eö bei nicht befreundeten oder gar
in feindlichem Verhältniß stehenden überhaupt gar nicht
geschehen werde , verstehe sich von selbst .

Rettig stimmt auS Gründen der Politik und der

Furcht für Beibehaltung des Paragraphen , weil er durch
die Straflosigkeitserklärung von Vergehen gegen einen

auswärtigen Regenten die Interessen unserer Staatsange¬
hörigen , welche sich in jenem Staaten befinden , oder mit

demselben verkehren , bei weitem für mehr gefährdet hält ,
als bei einer Schmähung gegen die inländischen Re¬

genten .
Staatsrath Jolly bemerkt , daß sich mit solchen Sa¬

chen nicht spassen lasse , und gerade die großen Nationen

nehmen keinen Anstand , einem Volk mit gewaffneter Hand

auf den Leib zu rucken.
T r e f u r t betrachtet die Frage aus dem Gesichtspunkte

der Gemcingefährlichkeit , welche bei Beleidigungen gegen
öffentliche Behörden , gegen Regenten , Gtsandte und der -



gleichen eintrete , und macht außerdem noch darauf auf¬
merksam , daß man es auf dem eingeschlagencn Wege lcickt

dahin bringen könne , daß taS Gesetz gar nicht zu Staude
komme , und weist auf die Argumentationen der Abgeord¬
neten Bassermann , Welcker , Weller und Rindcschwcnder bin .

Bei der Abstimmung wird mit Umgehung des beantragten
Strichs unter Hinweglassung der Worte „ oder deren Fa -

miliengliedcr " der § . angenommen . Uelur den Strich waren

Paria vorhanden ( 26 gegen 26 ) ; der Präsident eik .ärte

sich für Beibehaltung .
Die §§ . 270 bis 283 werden angenommen .

„ § . 284 . ( Beleidigung freniber Regenten ,
oder Gesandte n . ) Auch wegen Beleidigungen gegen
auswärtige Regenten und deren Familienglicder , so wie

wegen Beleidigungen gegen die bei dem Großherzvglichen
Hose oder bei der deutschen Bundesversammlung beglau¬
bigten Gesandten kann die Anklage zu Folge einer von dem

Justizministerium erhaltenen Ermächtigung von dem Staats¬
anwalt erhoben werden/ '

H e ck c r wendet gegen diesen Paragraphen ein , daß
man , gerade auf ihn gestützt , Anmuthungen an das Justizmi¬
nisterium von Außen her stellen würde , welche sonst unter¬

lassen worden wären , und bedauert , daß sich der Staat

durch eine solche Gesetzesbestimmung ein Zcngniß der ei¬

genen Schwäche auöstellen wolle , — in friedlichen Zeiten
sei sie übrigens nicht nölhig und unter ernstern Verhältnis¬
sen helfe sic Nichts . — Er verlangt den Strich derselben
auch noch dcßhalb , weil sie zu heillosen Consequenzen und
dazu führen werde , ein dem Auslande vielleicht mißliebiges
Blatt auf dessen Requisition stumm zu machen . Man sollte cs
den Betheiligtcn überlassen , ob sie die Sache mit Still¬

schweigen übergehen , oder verfolgen wollen , zumal da
unter manchen Umständen die Sache nur noch ärger ge¬
macht werden würde , indem man Etwas , was sonst viel¬
leicht mit Stillschweigen übergangen worden wäre , durch
gerichtliche Verfolgung gerade zum öffentlichen Skandal
machte . Eventuell beantragt er den Strich des Worts

„ Familicnglieder . "

Welcker : Dieser Artikel ist nicht auf unfern Gassen ge¬
wachsen , man hat ihn abgeschrieben aus dem Gesetzbuche
eines andern kleinen Staates und woher rührt er , meine
Herren ? ans einem Systeme , das jetzt , so Gott will , nicht
mehr bestehen wird und welches nicht so halb zu Grabe ge¬
gangen ist, daß es noch in einem Gesetzbuch erscheinen muß .
Meine Herren , es bestand vor einiger Zeit der Glaube , man
könne in Deutschland alle Freiheit unterdrücken , die Beam¬
ten dürften das Volk drücken und drücken lassen , man dürfe
es nur in den Kerker werfen , dann würde die innere Frei¬

heit erstarken , und die Fürsten müßten hübsch znsammcnhal -
ten , sie müßten einen Fürstenbund schließen und sich
gegenseitig unterstützen und so rvürde , so Gott wolle ,
alles zu dem glücklichen patriarchalischen Zeitalter zurück-
kommen . Nun meine Herren , wenn einer glaubt , durch
Kippemachen der Polizei und des Staats könne man es da¬
hin bringen , daß man die Freiheit gänzlich unterdrückt , dann
können Sie auf diese Weise den Terrorismus des Beamten¬
staates herbeisühren , wenn aber dieß nicht ist, und Gott
weiß cS , es ist nicht der Fall , dann wirken Sie in beider
Hinsicht verkehrt . Die Achtung der Persönlichkeit eines
SouverainS in England , die bekanntlich die größte , die herz¬
lichste und innigste auf der ganzen Welt ist , beruht gerade
darauf , daß sie die Ueberzeugung haben , unser Fürst will
nach dem Gesetz leben , er läßt die Meinung frei .

Dadurch wird die wahre Achtung und Liebe begründet .
Wenn Sie aber den Gedanken soribsteeben lassen , es gibt
eine wirkliche Alliance zur gemeinschaftlichen Unterdrückung
der Völker , so begründen Sie keine Liebe , Achtung und
Verehrung für de » Thron , so wenig , als auf der andern
Seite nach dem , was ich gestern ausführte , Sie durch
ein sochcs System die Achtung und Liebe für die Beamten
begründen . Da muß man den entgegengesetzten Weg ein -
schlagcn . Ich will nicht haben , daß unsere Behörden die
Diener machen für fremde Regierungen ; wer seinen Sou¬
verän so gering achtet , daß er ihn nicht gleichgestellt wis¬
sen will jedem andern Souverän , sollte wenigstens knicht
von großer Souveränitaiöehre sprechen . Meinen Sou¬
verän achte ich so hoch , wie jeder Andere den Seinigen ,
und ich will nicht haben , daß man einen auswärtigen
Souverän höher achtet , als den uusn

'
gen . Auf der einen

Seite greift man die Moralität , und auf der andern
Seite die Majestät an , und dieß will ich nicht fördern .
Es ist aber noch ein anderer Gesichtspunkt , der mich ge¬
gen diese Bestimmung einnimmt . Es ist die ganz ge¬
wöhnliche Theorie über die Injurie , daß nur das , was
man dem Andern in ' s Gesicht sagt , entweder in Druck¬
schriften oder in seiner Gegenwart , beleidigend ist , nicht
aber das , was man in vertrauten Kreisen , und also gar
nicht in beleidigender Absicht spricht .

So hat man es früher gehalten , dieses war der Rechts¬

grundsatz , aber setzt wird in Beziehung auf Beamte und
Polizei wieder erzählt : dieser hat dort in Privatgesellschaft
gegen dich geschimpft ; dann ist dieser ausgetreten , und man
hat Denjenigen , der die Aeußerung gctban hat , gestraft .
So wird eS gerade gehen bei diesen Regentenbeleidigungen ,
denn die Bürger kommen nicht in die Gesellschaft deS Re -
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gcntcn und es wird auch wahrhaftig Niemand einfallen ,
den Regenten in daS Gesicht zu beschimpfen , aber da wird

man herumlaufcn , und es wird eine Anekdotenjägerei eut -

stcbcn . Kurz , diese widerwärtige Bestimmung ist gerade
darum , weil sie alle natürlichen Grundsätze verläßt , nach
allen Seiten hin gefährlich . So geht es mit solchen Be¬

stimmungen , die man auS unnatürlicher Politik ausnimmt .

R in d esch w cnd er . Ich theiie ganz die Ansicht und

unterstütze den Antrag des Abg . Hecker, den er dahin ge¬
stellt hat , daß nur auf ihr Verlangen höchstens der Staats¬
anwalt die Jnjiiricnklage stellen könnte ; ich theile die An¬

sicht , daß wir aus unserer ganzen Jurisprudenz heraus -

fallcn , in '
S Wasser , daß wir gar keinen Anhaltspunkt mehr

haben . ES ist ein bekannter Grundsatz , daß Niemanden in
der Welt eine Wohlthat aufgcdrungen werden kann , und

dieses ist doch offenbar eine Wohlthat aufgedrungcn , wenn
ich im Namen eines Andern , der mir keinen Auftrag ge¬
geben hat , eine Jnjnrienklage anstelle .

Dieß ist eine Sünde gegen einen unserer ersten Rechts -

grundsätzc . Ich behaupte ebenso , wie der Sprecher vor
mir gesagt bat , die Gefährlichkeit eines solchen Satzes für
unfern Staat ; denn entweder muß das Justizministerium
überall den Staatsanwalt auffordcrn , daß er eine Klage
anstellt , oder eö kommt selbst ohne sein Verschulden , weil
cs den Zusammenhang der Verhältnisse nicht genau kennt ,
in die größten Verlegenheiten . Dann , meine Herren ,
könnte man noch auf den fatalen Umstand kommen , daß
vielleicht ein auswärtiger Regent sich sehr dafür bedan¬
ken würde , daß man in seinem Namen eine Ehrenkrän¬

kungsklage anstcllt , denn die Verhandlung könnte mögli¬
cher Weise ganz unangenehm für ihn sein ; und wenn
nun , was sehr leicht der Fall sein könnte , die Klage ver¬

worfen , und die Gründe bekannt gemacht würden , so könn¬

ten erstens die Verwerfung der Klage und zweitens die
Gründe , worauf die Verwerfung beruht , sehr nachtheilig
wirken . Diese Gründe , sowohl der Jurisprudenz , als der

Politik , sollten uns abhalten einer solchen Bestimmung
unsere Zustimmung zu geben . Aber der Ansicht des Abg .
Welckcr kann vollends nichts entgegengesetzt werden .
Wenn wir die auswärtige Majestät schützen wollen gegen
Beleidigungen in unserem Lande , so wollen wir doch vor¬

erst unfern Regenten schützen gegen Belcivigungcn , welche
ihm im Auslande widerfahren , denn nur wenn Rechts¬
gleichheit geübt wird , dann niüßtcn wir es gestatten . Es j
sicht überhaupt so sonderbar auS , wenn derartige Artikel
aus Courtoisie gemacht werden , wie der Abg . Schaaffganz

'

richtig bemerkt hat , aber aus übel verstandener Courtoisie . ■

Ich trage darauf an , daß lediglich nur auf Verlangen des

auswärtigen Staates das geschehen darf , und zwar nur
auf Verlangen solcher Staaten , in welchen uns daS gleiche
Recht zusteht .

Weller und mehrere Andere unterstützen diesen Antrag .

Trcfurt dcduzirt im Sinne seines Commissionsberichtcs ,
daß Ehrenkränkungen nicht gestraft würden zur Befriedi¬
gung des Rachegcfühls oder des SatisfaktionsbedürfnisseS
des Beleidigten , sondern weil durch solche Verletzungen die

Rechtsordnung gestört werde , und ohne erhobene Klage
werden sie deßhalb nicht gestraft , weil so lange Niemand

geklagt , die Gewißheit eincS Eingriffs in die Rechtsord¬

nung nicht vorhanden sei . Ehrenkränkungen gegen öffent¬
liche Behörden seien ober schon an und für sich Eingriffe
in die öffentliche Ordnung , gemeingefährlich für das Gesetz
und die wohlthäiige Amtswirksamkeit — ebenso seien auch
die Ehrenkiänkungen gegen auswärtige Regenten gemein¬
gefährlicher Art , und die Gesetzgebung habe darum auch
nicht nöthig auf ein äußeres Zeichen zu warten , daß wirk¬
lich der Beleidigte sich verletzt fühle , — weil es dem Ge¬
setz nicht glcichgiltig seyn dürfe , ob das Vertrauen und
somit die Wirksamkeit einer öffentlichen Behörde umcr -

grabcn werde .

Bei der Abstimtnnng wird der tz . mit Umgehung des von dem

Abg . Hecker beantragten Strichs , conform mit 8 - 269 rr -,
unter Hinweglassung der Worle „ oder deren Familienglie -
der " angenommen , und dabei auf Antrag des Abg . R i n -

deschwender in die Fassung desselben ausgenommen :
a ) daß der Staatsanwalt nur auf Verlangen des Belei¬

digten Klage erheben könne ( angenommen mit 26 gegen 25
Stimmen ) ; d ) daß nur unter Voraussetzung der Reeipro -
cität den Regenten re . anderer Staaten ein solches Klag¬
recht statuirt werde ( angenommen mit 28 gegen 23 Stimmen ) .

v . Stockhorn . Dieß heißt mit andern Worten , der

Paragraph ist verworfen .

Wcizel . Und daö Gesetzbuch ist verworfen .

§ § . 285 bis 289 d werden angenommen .
( Schluß folgt ) .

Berichtigung .
Seite 943 , Zeile 18 v . u . muß eö heißen „ schreiende "

statt „ schwäbische " .
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